Deutsdher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3346 (neu) 


Sdiriftlidier Beridit 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes 1964 

— Drucksache V/2781 — 


A. Bericht des Abgeordneten Fritz (Wiesbaden) 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 171. Sitzung am 8. Mai 1968 
an den Finanzaussdiuß überwiesen, der die Vorlage 
am 27. Juni, 25. September und 24. Oktober 1968 
beraten hat. 

Einmütig teilt der Finanzaussdiuß die Auffassung 
der Bundesregierung, wonach bisher nichts teuerbare 
Substitutionsgüter für Heizöle derselben Steuer 
unterworfen werden sollen wie die Heizöle im enge- 
ren Sinne. 

Es hat sich gezeigt, daß in zunehmendem Maße 
Heizöle, die einer Steuer unterliegen, vor allem 
durch sogenannte Heizbitumen und aromatenreiche 
Rückstände aus der Erdölverarbeitung ersetzt wer- 
den. Diese Entwicklung ist unerwünsdit. Sie beein- 
trächtigt das Heizölsteueraufkommen und damit die 
Mittel zur Finanzierung energiewirtschaftlicher Maß- 
nahmen zugunsten des Steinkohlenbergbaus, für die 
es bestimmt ist; denn in dem gleichen Maße, in dem 
Substitutionsgüter eingesetzt werden, wird ver- 
steuertes Heizöl eingespart. Der Gesamtausfall 
unter Einschluß der Importwaren dürfte zwischen 
50 Millionen und 60 Millionen DM liegen. Der Ein- 
satz der Substitutionsgüter hat daneben aber auch 
den Wettbewerb nicht unerheblich verzerrt; denn 
mit den Substitutionsgütern konnten die Preise für 
versteuerte Heizöle im Markt unterboten werden. 

Der Finanzausschuß hat den Regierungsentwurf 
daher grundsätzlich gebilligt. Er schlägt jedoch zwei 
materielle Erweiterungen vor: 

Einmal sollte auch der Petrolkoks, ein Erdölerzeug- 
nis, wie die anderen Substitutionsgüter der Steuer 


unterworfen werden, weil er auch zum Heizen 
verwendet wird. Zum anderen sollte die sogenannte 
Benzolpräferenz verlängert werden. Das Benzol aus 
Kohle genießt mit einer Mineralölsteuer von 
26,75 DM für 1 Hektoliter gegenüber 35, — DM bei 
den anderen Leichtölen eine Präferenz von 
8,25 DM/hl, die den Kokereien als Ertragsverbesse- 
rung verbleibt. Die Präferenz ist nach dem geltenden 
Recht bis zum 31. Dezember 1968 befristet; ab 1. Ja- 
nuar 1969 soll die volle Steuer erhoben werden. 
Der Ausschuß schlägt vor, die Präferenz noch zwei 
weitere Jahre, also bis Ende 1970, zu gewähren, 
jedoch in verminderter Höhe von 4, — DM je hl. Er 
hält dies als „flankierende Maßnahme" zur Sanie- 
rung des Kohlenbergbaus für erforderlich und 
zweckmäßig. Durch die Verminderung der Präferenz 
auf ungefähr die Hälfte soll der Charakter als aus- 
laufende Hilfe betont werden. 

Ähnlich wie bei den Heizölen sind auch bei den 
Kraftstoffen Substitutionsgüter aufgetreten, die bis- 
her durch die Mineralölsteuer nicht erfaßt sind. 
Schon bei der Umstellung der Mineralölabgaben im 
Jahre 1963 wurde deshalb die Aufzählung durch 
eine Generalklausel ergänzt, die „mineralölhaltige 
Kraftstoffe anderer" als der einzeln aufgeführten 
Nummern des Zolltarifs der Steuer unterwarf. In- 
zwischen hat sich ergeben, daß damit noch nicht alle 
Substitutionsmöglichkeiten ausgeschlossen sind. Die 
Generalklausel soll daher durch die weitere Fassung 
in Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe d des Entwurfs ersetzt 
werden. 

Der aus dem Gesetz zu erwartende Mehrertrag an 
Mineralölsteuer wird sich infolge der Fortgewäh- 
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rung der ßenzolpräferenz in der verminderten Höhe 
um etwa 10 bis 12 Millionen DM jährlich mindern. 
Der Minderertrag wird aber durch die Einbeziehung 
des Petrolkokses in die Besteuerung zum größten 
Teil ausgeglichen. 

Die übrigen Änderungen der Regierungsvorlage 
sind mehr redaktioneller Natur; sie dienen der tech- 
nischen Verbesserung des Gesetzentwurfs. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich, dem Ge- 
setzentwurf zuzustimmen. 


Bonn, den 24. Oktober 1968 


Fritz (Wiesbaden) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2781 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 24. Oktober 1968 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Fritz (Wiesbaden) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1964 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Mineralölsteuergesetz 1964 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1003), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „ B - 1 r a und c 
des Zolltarifs“ ersetzt durch „B des Zolltarifs, 
ausgenommen schwefelhaltige Kopfprodukte 
der rohen Leichtöle"; 

b) in Nummer 2 wird vor den Worten „die 
Waren der Nummer 27.10 des Zolltarifs" ein- 
gefügt: 

„die Waren der Nummer 27.07 - G, soweit 
sie nicht nachweislich aus Kohle hergestellt 
sind, und"; 

c) in Nummer 3 wird die Angabe „27.14 - C - 1 - b 
des Zolltarifs" ersetzt durch „27.14 -C des 
Zolltarifs mit einem Tropfpunkt nach DIN 
51801 unter 35*" C"; 

d) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Kraftstoffe anderer als der unter 1 bis 4 
genannten Nummern des Zolltarifs, ganz 
oder teilweise aus Kohlenwasserstoffen," ; 

e) es wird angefügt; 

„7. bis zum 30. April 1971 die Waren der 
Nummern 27.12, 27.13 -B, 27.14 und 

27.16 -B, ausgenommen Reinigungs- 
extrakte mit einem Tropf punkt nach 
DIN 51801 unter 35° C, harzartige Rück- 
stände, gebrauchte Bleicherden und Ab- 
fallaugen aus Nummer 27.14 - C des Zoll- 
tarifs." 

2. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „Schmier- 
mittel der Nummern 34.03 - A - 1 - a - 2 und 
A - H" ersetzt durch „Schmiermittel der Num- 
mer 34.03 mit einem Mineralölgehalt von 
mehr als 10 Gewichtshundertteilen"; 

b) in Nummer 2 wird die Angabe „B - H" ersetzt 
durch „B-IH". 


3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden eingefügt: 

aa) hinter „1. für 1 hl Leichtöle" die Worte 
„oder mittelschwere öle", 

bb) hinter „b) andere Leichtöle" die Worte 
„und mittelschwere öle"; 

b) in Nummer 1 Buchstabe a werden ersetzt: 

aa) die Angabe „27.07 - B - 1 - a" durch 
„27.07 -B", 

bb) die Jahreszahl „1968" durch „1970", 
cc) die Jahreszahl „1969" durch „1971", 

dd) der Steuersatz „26,75 DM" durch 
„31,00 DM"; 

c) in Nummer 2 werden die Worte „mittel- 
schwere öle," gestrichen; das Wort „und" 
wird durch ein Komma ersetzt; hinter dem 
Wort „Reinigungsextrakte" wird angefügt; 

„nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 und Mineralöle der 
Nummer 27.07 - G des Zolltarifs" ; 

d) als Nummer 4 wird angefügt: 

„4. für 100 kg der Mineralöle nach § 1 Abs. 2 
Nr. 7 . . 2,50 DM." 


4. In § 7 Abs. 1 wird der letzte Satz gestrichen. 


5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält die folgende Fassung: 

„1. aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt oder 
zu einem besonderen Zoll verkehr ab- 
gefertigt werden, zur Zollgutverwendung 
jedoch nur, wenn der zollbegünstigte 
Verwendungszweck auch von der Steuer 
befreit ist,"; 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Mineralöle der Nummer 27.07 - G des 
Zolltarifs, Schweröle, Reinigungsextrakte nach 
§ 1 Abs. 2 Nr. 3 und Flüssiggase dürfen unter 
Steueraufsicht steuerbegünstigt zum Antrieb 
von Gasturbinen in ortsfesten Anlagen zur 
Stromerzeugung und unmittelbar oder mittel- 
bar zum Verheizen, Flüssiggase auch zur Ge- 
winnung von Licht verwendet werden, und 
zwar Flüssiggase unversteuert, die übrigen 
Mineralöle bis zum 30. April 1971 
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1. Gasöle und die ihnen im Siede- 
verhalten entsprechenden Mineral- 
öle aus der Nummer 27.07 - G 
des Zolltarifs zum Steuersatz von 
1,00 DM 

2. alle anderen zum Steuersatz von 
2,50 DM 

für 100 kg, ab 1, Mai 1971 unversteuert." 

c) Der folgende Absatz 7 wird angefügt: 

„ (7) Der Bundesminister der Finanzen kann 
im einzelnen Falle die Steuer für Leichtöle 
und mittelschwere Öle bis auf eine Deutsche 
Mark für 1 hl ermäßigen, wenn diese öle bei 
der Herstellung oder beim Verbrauch von 
Mineralöl angefallen sind und im Betrieb ver- 
heizt werden, weil sie zur Verwendung als 
Kraftstoff oder zu einer steuerbegünstigten 
Verwendung im Betrieb nicht geeignet sind. 
Bei der Bemessung der Steuer ist der wirt- 
schaftliche Nutzen infolge des Verheizens 
dieser sonst unbrauchbaren Mineralöle zu be- 
rücksichtigen." 

6. In § 12 Abs. 3 wird die Angabe „B - H" ersetzt 
durch „B-III". 


Artikel 2 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ent- 
steht für die Mineralöle der Nummer 27.07 - G des 
Zolltarifs und die Mineralöle nach § 1 Abs. 2 Nr, 7 
des Mineralölsteuergepetzes 1964 in der Fassung 


des Artikels 1, die sich außerhalb des . Herstellungs- 
betriebes befinden, eine bedingte Steuerschuld nach 
dem zutreffenden Steuersatz. Steuerschuldner ist, 
wer das Mineralöl besitzt. Die Steuerschuld für Be- 
stände im Versand geht mit dem Besitzübergang 
auf den Empfänger über. 

(2) Die Steuerschuld wird ganz oder zum Teil 
unbedingt, wenn das Mineralöl zu anderen als den 
nach § 8 Abs. 3 des Mineralölsteuergesetzes 1964 
begünstigten Zwecken bestimmt oder verwendet 
wird. Für die Anmeldung und die Zahlung gelten 
die §§ 5 und 6 des Mineralölsteuergesetzes 1964. 

(3) Die Steuerschuld mindert sich um den Betrag 
der Mineralölsteüer, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes für einzelne Bestandteile dieser 
Mineralöle nachweislich entrichtet worden ist. 

(4) Bedingte Steuerschulden für mittelschwere 
Öle nehmen mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die Höhe an, die sich aus dem Steuersatz von 35 DM 
für ein Hektoliter ergibt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


A r t i k e 1 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1968 in Kraft. 
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